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§4
Kontoführung t

Die Räte entscheiden, von welchen Bibliotheken ein Haus­
haltsunterkonto zum Gesamthaushaltskonto des Rates oder 
ein Haushaltsnebenkonto zum Haushaltsunterkonto der Ab­
teilung Kultur zu führen ist. Die Konten der Bibliotheken un­
terliegen nicht dem obligatorischen monatlichen Ausgleich 
durch die zuständige Filiale der kontoführenden Bank. Die 
kassenmäßige Durchführung des Haushaltes einschließlich der 
Kassenplanung richtet sich im einzelnen nach der Ersten 
Durchführungsbestimmung vom 16. Juni 1969 zum Gesetz 
über die Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokrati­
schen Republik — Kassenordnung des Staatshaushaltes — 
(GBL II Nr. 53 S. 353).

§5

Materielle Interessiertheit
I

(1) Jede Bibliothek bildet einen Prämien-, Kultur- und So­
zialfonds. .

(2) Die Planung und Bildung des Prämien-, Kultur- und 
Sozialfonds erfolgt auf der Basis eines Grundbetrages von 
340 M je Vollbeschäftigteneinheit (VbE) entsprechend dem 
bestätigten Stellenplan. Bei Einrichtungen, die 1972 bereits 
höhere Zuführungen je VbE hatten, ist der Betrag auf Ent­
scheidung des Rates nach den Ist-Zuführungen je VbE des 
bestätigten Stellenplanes für das Jahr 1972 festzulegen.

(3) Bis zu 80 % des nach Abs. 2 geplanten Prämien-, Kultur- 
und Sozialfonds können bereits im Laufe des Planjahres ein­
gesetzt werden.

(4) Bei Erfüllung des bestätigten Planes der Aufgaben kann 
der nach Abs. 2 gebildete Prämien-, Kultur- und Sozialfonds 
in voller Höhe verwendet werden. Bei Übererfüllung des be­
stätigten Planes der Aufgaben bzw. beispielgebenden Leistun­
gen und Aktivitäten der Bibliothek entscheidet der Rat bei 
der Jahresrechenschaftslegung — jedoch spätestens bis zum
15. März des folgenden Jahres — über weitere Zuführungen 
zum Prämien-, Kultur- und Sozialfonds. Die zusätzliche Zu­
führung darf 15 % des nach Abs. 2 gebildeten Fonds nicht 
überschreiten. Die erforderlichen zusätzlichen Zuführungen 
erfolgen aus dem Haushalt des Rates, soweit sie der Biblio­
thek nicht aus Mehreinnahmen bzw. nicht verbrauchten Mit­
teln des Abrechnungsjahres zur Verfügung stehen. Bei Nicht­
erfüllung des Planes der Aufgaben kann der Rat anläßlich 
der Jahresrechenschaftslegung über eine anteilige Minderung 
bis zu 20 % des nach Abs. 2 geplanten Prämien-, Kultur- und 
Sozialfonds entscheiden.

(5) Prämienmittel sind vorrangig zur Prämiierung solcher 
Mitarbeiter der Bibliothek einzusetzen, die maßgeblich zur 
Erfüllung der Aufgaben beigetragen haben. Die Prämiierung 
des Leiters wird vom zuständigen Mitglied des Rates in Über­
einstimmung mit der zuständigen Gewerkschaftsleitung fest­
gelegt.

§ 6

Übertragbarkeit

Nicht verbrauchte Mittel des Prämien-, Kultur- und Sozial­
fonds’ der Bibliotheken sind auf das nächste Jahr zu übertra­
gen.

§7

Gesellschaftliche Bibliotheksarbeit

(1) An Leiter von Ausleihstellen und von anderen nicht 
hauptberuflich geleiteten Einrichtungen in städtischen Biblio­
theksnetzen kann von der Bibliothek ein Entgelt bis zu 0,20 M 
je Entleihung der Ausleihstelle oder Einrichtung gezahlt wer­
den. Ein bisher gezahltes höheres Entgelt ist dem betreffen­
den Mitarbeiter personengebunden weiterzuzahlen.

(2) Zur zusätzlichen Prämiierung besonders verdienstvoller 
Mitarbeiter nach Abs. 1 werden im Rahmen des Prämien-, 
Kultur- und Sozialfonds Prämienmittel bereitgestellt. Dafür

werden dem Prämien-, Kultur- und Sozialfonds zusätzlich 
Mittel in Höhe von 6,5 % des für die Mitarbeiter nach Abs. 1 
geplanten Entgeltes zugeführt.

(3) Andere im Rahmen der gesellschaftlichen Bibliotheks­
arbeit besonders aktive Bürger, wie Mitglieder des Biblio­
theksbeirates, Literaturpropagandisten usw., können vom 
Leiter der Bibliothek ihrem Betrieb bzw. dem Rat zur Aus­
zeichnung vorgeschlagen werden.

II.
Nebenberuflich geleitete 

staatliche Allgemeinbibliotheken

§ 8

(1) Die Leiter nebenberuflich geleiteter Bibliotheken rei­
chen dem Rat Pläne der Aufgaben nach Anlage 2 ein. Die 
Pläne der Aufgaben können über die Kennziffern nach An­
lage 2 hinaus weitere kulturpolitische, "literaturpropagan- 
distische oder arbeitsorganisatorische Aufgaben enthalten, so­
weit diese abrechenbar sind. Die Pläne werden vom Rat im 
Rahmen des von der Volksvertretung beschlossenen Gesamt­
planes bestätigt.

(2) Das Entgelt für nebenberuflich tätige Leiter der Biblio­
theken wird nach der Anzahl der erzielten Entleihungen ge­
zahlt. Für jede Entleihung ist der Betrag von 0,30 M als Ent­
gelt vom Rat zu zahlen. Die Entleihungen sind vom Leiter der 
Bibliothek entsprechend den für die BibUotheksstatistik gel­
tenden Rechtsvorschriften zu erfassen.

(3) Die Räte in Gemeinden unter 500 Einwohnern sind be­
rechtigt, zusätzlich zu dem Entgelt nach Abs. 2 einen monat­
lichen Beitrag bis zu 20 M zu beschließen und an den neben­
beruflich tätigen Leiter der Bibliothek zu zahlen.

(4) Das Entgelt wird in monatlicher oder — sofern der Leiter 
der Bibliothek einverstanden ist — in vierteljährlicher Ab­
schlagzahlung und in einer Endrate zu Beginn des nächsten 
Jahres auf der Grundlage der bibliotheksstatistischen Jahres­
erhebung gezahlt.

(5) Für jede nebenberuflich geleitete staatliche Allgemein­
bibliothek wird ein Prämien-, Kultur- und Sozialfonds in 
Höhe von 6,5% des geplanten Jahresentgeltes (bestätigte 
Planzahl der Entleihungen multipliziert mit 0,30 M) gebildet. 
Für die Nutzung des Prämien-, Kultur- und Sozialfonds gel­
ten § 5 Abs. 4 und § 6 sinngemäß.

(6) Für die Ersatzbeschaffung von Literatur und Tonträ­
gern und für die Bestandserweiterung gilt § 3 Abs. 4, für Ver­
tragsbeziehungen mit Genossenschaften, Betrieben usw. gilt 
§ 3 Abs. 5 entsprechend.

(7) Für Bibliotheken, die 12 000 Entleihungen und mehr im 
Jahr erreichen, ist eine hauptberufliche Leitung — teil- oder 
vollbeschäftigt — anzustreben (Vergütung entsprechend dem 
21. Nachtrag vom 31. Januar 1967 zum Tarifvertrag für die 
Beschäftigten in den staatlichen Verwaltungen und Einrich­
tungen der Deutschen Demokratischen Republik lfd. Nr. 4).

III.
Schlußbestimmungen

§9
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 

Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 10. Dezember 1970 

über die Leistungsfinanzierung in den staatlichen allgemei­
nen öffentlichen Bibliotheken (GBl. II 1971 Nr. 2 S. 20) außer 
Kraft.

Berlin, den 1. Dezember 1973

Der Minister für Kultur
H o f f m a n n


